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Stellungnahme der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetzes 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
als Stellungnahme zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetzes geben wir wie folgt ab: 
 
 
Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 2 Absatz 2a BKrFQG) 
 
Die Verringerung des vorgeschriebenen Mindestalters für Fahrten ohne Fahrgäste 
von 20 auf 18 Jahre wird von uns begrüßt. Praktische Erfahrungen sind im Rahmen 
einer Berufsausbildung von besonderer Bedeutung. Mit dieser Gesetzesänderung 
wird die Möglichkeit geschaffen, diese Erfahrungen schon früher in die 
Berufsausbildung zu integrieren. 
 
 
Zu Artikel 1 Nummer 5 und 6 (§ 7 und § 7a BKrFQG) 
 
Mit den Änderungen und Ergänzungen werden bestehende Regularien konkretisiert 
und weitere Elemente integriert, die nach unserer Auffassung gut geeignet sind, 
Unregelmäßigkeiten bei der Durchführung der beschleunigten Grundqualifikation 
und Weiterbildung von Berufskraftfahrern weitestgehend zu verhindern. Die 
Voraussetzungen für die Anerkennung von Ausbildungsstätten für die beschleunigte 
Grundqualifikation und die Weiterbildung und die Art und Weise der Durchführung 
der Qualifikation sowie die Ansprüche an Lehrpersonal, Unterrichtsräume und 
Unterrichtsmittel sind deutlich konkreter gefasst. Damit sind eine wirksame Kontrolle 
und die Sanktionierung bei Verstößen stark verbessert. 
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Zu Artikel 1 Nummer 7b (§ 8 Absatz 4 BKrFQG) 
 
Die Bundesregierung führt in ihrer Gegenäußerung auf die Stellungnahme des 
Bundesrates zum Thema „Grenzgänger“ aus, dass es sich bei der geplanten 
Ergänzung in oben aufgeführten Paragraphen um regionale Probleme an der Grenze 
zu Frankreich handele. ver.di ist in Sorge, dass eine hierfür zu schaffende gesetzliche 
Sonderregelung dazu führen könnte, die Tür für neuerliche Formen des 
Missbrauches zu schaffen. Es sollte daher stattdessen politisch angestrebt werden, 
mit Frankreich eine bilaterale Lösung über die gegenseitige Anerkennung von 
Ausbildungsnachweisen gemäß Richtlinie 2003/59/EG zu finden.  
 
gez. Andrea Kocsis 
 
 
  
 
 
 


